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LEITARTIKEL
Niederlande-Wahl

Lehrstück
gegen
Rechts

 Von Detlef D r e w e s

Oob der alte und neue nie-
derländische Premier am

Tag seiner Wiederwahl kurz 
daran gedacht hat, sich für die 
unerwartete Hilfe bei den bei-
den Präsidenten Donald Trump 
und Recep Tayyip Erdogan zu 
bedanken? Dabei ist Mark Rut-
te den abschreckenden Beispie-
len der internationalen Politik 
zweifellos viel schuldig. 

Der türkische Staatspräsident
schickte ihm gleich zwei Minis-
ter ins Haus, die der Niederlän-
der vor laufenden Kameras des 
Landes verweisen konnte. Der 
amerikanische Präsident liefert 
seit Wochen jeden Tag neue 
Gründe dafür, warum die Nie-
derländer mit dem Rechts-
populisten Geert Wilders nicht 
auch noch eine Kopie dieses 
Staatschefs im eigenen Land 
haben wollten. So hat Rutte in 
unserem Nachbarland vorge-
macht, wie man mit solchen 
Leuten umgehen sollte: Man 
stellt und entlarvt sie. 

Wilders’ Sprüche über ma-
rokkanische Mitbürger, die er 
in guter Trump’scher Diktion 
als »Abschaum« bezeichnete, 
ging vielen zu weit. Unsere 
Nachbarn haben klargemacht, 
dass sie nicht jede Pöbelei als 
Qualifikation für einen Regie-
rungsjob anzusehen bereit sind. 

Dennoch scheint die These, 
dass spätestens jetzt der Sie-
geszug der Populisten seinen 
Höhepunkt überschritten hat, 
gewagt. Ruttes Auftreten gegen 
die unerwünschte Invasion der 
türkischen Minister, die für ihr 
Land im Oranje-Staat Wahl-
kampf machen wollten, emp-
fanden viele nicht nur als ein-
drucksvoll, sondern berechtigt. 

Der wachsende Druck Anka-
ras, der EU wüst zu drohen 
und europäische Spitzenpoliti-

ker zu beschimpfen, weckte das 
Bedürfnis nach einer starken 
Reaktion. Die Türkei hat kein 
Recht, unser Land in den Dreck 
zu ziehen – das war die allge-
meine Stimmung, die Rutte ge-
schickt aufgegriffen hat. 

Europas rechtspopulistische
Szene darf verunsichert sein. 
Der ständige und penetrante 
Versuch, sich gegenseitig mit 
immer neuen sprachlichen An-
leihen beim Wortschatz der 
Nazis zu übertrumpfen, wirkt 
nicht nur nicht mehr, er 
schlägt ins Gegenteil um. 

Die Populisten sind aber 
nicht auf dem Weg in die poli-
tische Bedeutungslosigkeit. 
Auch in den Niederlanden 
nicht. Wilders konnte sein Ziel 

nicht erreichen, stärkste Kraft 
zu werden. Aber auch Platz 
zwei darf niemanden gleichgül-
tig lassen. Ob Front National in 
Frankreich oder AfD in der 
Bundesrepublik – hinter den 
Parteien und Gruppierungen, 
die nur das Sammelbecken der 
Unzufriedenen sind, stecken 
Ängste, die man ernst nehmen 
muss. In wenigen Tagen begeht 
die EU ihren 60. Geburtstag 
und sie wird dies mit einer be-
eindruckenden Bilanz verbin-
den. Das ist angemessen, aber 
zu wenig. Die Menschen wollen 
Veränderungen zum Besseren 
sehen und nicht nur hören, 
dass man darüber geredet und 
sich nicht zerstritten hat. Das 
Beispiel der Niederlande zeigt: 
Einsatz lohnt sich.

___
Unsere Nachbarn ha-
ben klargemacht, dass
sie nicht jede Pöbelei
als Qualifikation für 
einen Regierungsjob 
anzusehen bereit sind.

KOMMENTARE
Windkraft

Stürmische Zeiten
Ö ko-Energie finden wir alle

irgendwie gut. Zumindest,
wenn wir nicht im Schatten ei-
nes Windparks wohnen. Dabei 
hat der grundsätzlich richtige 
und notwendige Ausbau der er-
neuerbaren Energien – das zeigt 
die Entwicklung in der Region 
wie unter einem Brennglas – 
durchaus seine Tücken.

Da wären zum einen die rarer
werdenden Flächen für ertragrei-
che Windernten. Im Kreis Pader-
born ist ein Streit zwischen der 
Kreisstadt und Nachbarkommu-
nen entbrannt, die – so meint 
Paderborns Bürgermeister Mi-
chael Dreier – mit weiteren ge-

planten Windrädern an ihren 
Grenzen Paderborner Stadtteile 
regelrecht umzingelten.

Und da ist das neue markt-
orientierte Vergütungsmodell via 
Ausschreibung. Das wird die Kos-
ten voraussichtlich senken. Gut 
für die Verbraucher. Aber die 
Margen sinken. Kritiker befürch-
ten, dass das Ausschreibungsmo-
dell kleinere Anbieter wie etwa 
Bürger-Projekte und Genossen-
schaften vom Markt verdrängt 
und Großkonzerne begünstigt.

All das zeigt: Windenergie ist
vor allem ein Geschäft. Und die 
Zeiten für dieses Geschäft wer-
den stürmischer. Bernd B e x t e

IHK-Umfrage

Wenn’s gut läuft
R ente mit 63, Mindestlohn,

Arbeitszeitgesetz, Einschrän-
kungen der Leiharbeit, Kosten 
der Energiewende, Sanktionen 
gegen Russland und in Regionen 
wie OWL der Landesentwick-
lungsplan: Trotz dieser und wei-
terer Einschränkungen legt die 
Wirtschaft noch leicht zu. 

Harte Grenzen, Importzölle, 
Brexit und andere Auflösungs-
erscheinungen in der Europäi-
schen Union: Trotz der Gefahren 
für den Freihandel und sogar für 
den Weltfrieden, trotz Trump, 
Putin und Erdogan, trotz Orbán, 
Le Pen und Petry bleibt die Wirt-
schaft optimistisch – so optimis-
tisch, dass die Unternehmen in 

OWL 2017 sogar mehr Geld in-
vestieren und zusätzliches Perso-
nal einstellen wollen.

So viel Kraft macht Eindruck. 
Sie kann aber Politiker im Wahl-
jahr dazu verleiten, die Belast-
barkeit der Wirtschaft zu über-
schätzen. Schon kündigt SPD-
Kanzlerkandidat Martin Schulz 
an, die Agenda 2010 in Teilen 
rückgängig zu machen. Wolfgang 
Schäuble weckt die Hoffnung auf 
Steuersenkungen. So sehr man 
über einzelne Maßnahmen dis-
kutieren mag – unterm Strich 
können die Folgen für die Wirt-
schaft fatal sein. Gute Zeiten 
sind wie geschaffen für große 
Fehler. Bernhard H e r t l e i n

PRESSESTIMMEN

Misshandlung und die späten Folgen
Neue Studie: Ein Drittel der Bundesbürger erlitt in der Kindheit Gewalt

Berlin (dpa). Fast jeder siebte
Bundesbürger hat nach einer neu-
en wissenschaftlichen Studie als
Kind sexuellen Missbrauch erfah-
ren. Das geht aus einer repräsen-
tativen Umfrage unter rund 2500
Bundesbürgern von 14 bis 94 Jah-
ren hervor, die Forscher der Uni-
versität Ulm gestern in Berlin vor-
stellt haben.

Danach gaben 13,9 Prozent der
Befragten an, dass sie in ihrer
Kindheit sexuelle Übergriffe er-
lebten. Daneben ermittelten die
Wissenschaftler für ihre Studie
auch die Häufigkeit für emotiona-
le und körperliche Misshandlung
sowie Vernachlässigung. Danach
trifft Gewalt als Kindheitserfah-

rungen knapp ein Drittel (30,8
Prozent) der Bevölkerung in
Deutschland. »Bei einer vergleich-
baren Studie, die 2010 gemacht
und 2011 veröffentlicht wurde, ga-
ben 12,6 Prozent der Befragten se-
xuelle Übergriffe an«, berichtete
Jörg Fegert, ärztlicher Direktor der
Kinder- und Jugendpsychiatrie der
Uni Ulm. »Es gibt also keine Ent-
warnung. Die Zahlen bewegen
sich weiter auf hohem Niveau.«
Der Wert für andere Gewalterfah-
rungen in der Kindheit lag vor
sechs Jahren bei 35,5 Prozent. 

»Bei allen Misshandlungsfor-
men ist die Familie der zentrale
Ort, an dem dieses Leid geschieht.
Oft wird das noch gemehrt durch

Übergriffe in Institutionen, in
denen Kinder zum Schutz oder in
ihrer Freizeit sein sollten«, er-
gänzte Fegert. Nach dem jüngsten
Bericht der Weltgesundheitsorga-
nisation habe Deutschland beim
Blick auf Misshandlungen und
Missbrauch von Kindern und Ju-
gendlichen in Europa aber keine
Sonderstellung. »Die Häufigkeits-
werte liegen im Durchschnitt.«

Emotionale Misshandlungen –
wie das Mobben, Ignorieren oder
Isolieren eines Kindes – sind der
einzige Bereich, in dem die Zahlen
seit 2010 signifikant gestiegen
sind: von 15 auf 18,6 Prozent.
»Heute wissen wir, dass das bei
der Weiterentwicklung der Psyche

gleichschlimme Auswirkung hat
wie körperliche Misshandlung«,
sagt der Studienautor. 

Bei Menschen, die Missbrauch
oder Vernachlässigung durchlit-
ten, sind als Spätfolgen ein höhe-
res Risiko für Depressionen und
Suizidgedanken belegt. »Befragte,
die Gewalterfahrungen angaben,
hatten aber auch deutlich häufi-
ger Übergewicht, Diabetes, Krebs,
Herz-Kreislauf-Krankheiten und
chronische Schmerzprobleme«,
berichtet Markus Huber-Lang,
Chirurg am Zentrum für Trauma-
forschung der Uni Ulm. »Bei Kind-
heitstraumata kommt es auch zu
einer Steigerung von allgemeinen
Volkskrankheiten.« 

Dazu, warum Türken im Aus-
land Präsident Erdogan zuju-
beln, »Der Standard« in Wien:
»Wie konnte es so weit kommen,
dass Menschen, die seit Jahrzehn-
ten ihren Lebensmittelpunkt im
vereinten Europa haben, sich so
sehr für jemanden wie Erdogan
erwärmen können? (...) Das zeigt
das Versäumnis der etablierten
europäischen Parteien: Sie haben
sich nicht ausreichend um türki-
sche Wähler bemüht. (...) Stattdes-
sen hat man ihnen das Gefühl ge-
geben, Bürger zweiter Klasse zu
sein – vor deren verletztem Stolz
man sich nun fürchten muss.
Schlimmer geht es kaum.«

Das norwegische »Dagbladet«
zum Konflikt zwischen Türkei
und Niederlanden: »Erdogan
bricht mit seinen kriegshetzenden
Ausfällen mit allem, was sich ge-
hört, und schadet dem Ruf der
Türkei. Auch der Zeitpunkt war
nicht durchdacht, zumal sich ein
türkischer Wahlkampf mit dem
Endspurt des Wahlkampfes in den
Niederlanden vermischte, wo ge-
rade die Einwanderung von Mus-
limen die Debatte bestimmt. Aber
die Regierungen in den Niederlan-
den und anderen EU-Ländern
könnten damit dazu beigetragen
haben, den türkischen Wider-
stand gegen mehr Macht für Erdo-
gan zu schwächen.« 

Die italienische »La Repubbli-
ca« zur Wahl in den Niederlan-
den: »Europa stößt einen (...) Seuf-
zer der Erleichterung aus: Die
populistische Welle von Geert
Wilders hat die Niederlande nicht
überwältigt. (...) Ein Erfolg, den
Premierminister Mark Rutte auch
dank seines unnachgiebigen Ver-
haltens in den vergangenen Tagen
der Türkei und Erdogan gegen-
über verbuchen konnte (...).«

Die liberale »Hospodarske no-
viny« aus Tschechien zur Mos-
kaureise des CSU-Vorsitzenden
Horst Seehofer: »Wladimir Putin
muss sich wundern, wie viele
westliche Politiker bereit sind, für
ihn den nützlichen Idioten zu
spielen. Der bayerische Minister-
präsident Horst Seehofer besucht
den Kremlchef ausgerechnet am
dritten Jahrestag des Krim-Refe-
rendums. Seehofer (...) kämpft seit
Jahren gegen die Sanktionen ge-
gen Russland, die verhängt wur-
den, weil Russland alle (...) Rechts-
normen mit Füßen getreten und
der Ukraine die Krim-Halbinsel
genommen hatte. (...) Seehofer
macht nichts anderes, als dass er
sich dem Kreml zur Verwendung
im medialen Propagandakampf
anbietet. Und das zu einem Zeit-
punkt, an dem in der Ukraine aufs
Neue die Kämpfe toben.«

Niederländisches Signal

Karikatur: Tomicek

Ein Präsident
mit Koordinaten

Joachim Gauck (77) gibt das Amt am Sonntag ab
Von Thomas L a n i g

B e r l i n (dpa). Am Anfang 
war auch Skepsis. Das Amt des 
Bundespräsidenten, lädiert nach
zwei Rücktritten. Dann kam der 
frühere DDR-Pastor Gauck. Er 
hat es nach Ansicht der meis-
ten Deutschen gut gemacht.

An diesem Sonntag ist es so
weit. Im Schloss Bellevue, seit
2012 der Arbeitsplatz Gaucks und
seiner Lebensgefährtin Daniela
Schadt, wird eine »symbolische
Amtsübergabe« an den neuen
Bundespräsidenten Frank-Walter
Steinmeier inszeniert. Gauck geht,
und die meisten Deutschen wer-
den ihn als guten, vielleicht he-
rausragenden Bundespräsidenten
in Erinnerung behalten.

 Kanzlerin Angela Merkel (CDU)
wollte ihn zwar 2012 verhindern,
aber fünf Jahre später nennt Fi-
nanzminister Wolfgang Schäuble
(CDU) den 77-Jährigen einen
»Glücksfall für unser Land«. Und
das nicht nur, weil er dem Amt
nach den Rücktritten seiner bei-
den Vorgänger Christian Wulff
und Horst Köhler wieder Respekt
verschaffte.

 Als »linken, liberalen Konserva-
tiven« hatte sich Gauck 2012 beim
Amtsantritt gesehen. Die Jahre im
Amt, vor allem aber die außen-
und innenpolitischen Krisen ha-
ben wohl das konservative Ele-
ment weiter gestärkt. »Ich bin
nicht mehr so optimistisch, wie
ich gerne sein möchte«, sagte der
frühere DDR-Pastor vor kurzem. 

Gerade in der Flüchtlingspolitik
setzte Gauck schon im Herbst 2015
einen anderen Akzent: »Unser
Herz ist weit, doch unsere Mög-
lichkeiten sind endlich.« Mutige
Unterstützung für Merkel und die
»Willkommenskultur« war das
nicht, aber ein Jahr später hatte
die Kanzlerin selbst ihren Kurs ge-
ändert.

Ein Bundespräsident ist immer
auch Außenpolitiker. Für Gauck
war dies vor allem die Auseinan-
dersetzung mit Autokraten rund
um den Globus. Die russische An-
nexion der Krim und der Ukraine-
Konflikt verschärften seine ohne-
hin kritische Einstellung zu Russ-
lands Präsidenten Wladimir Pu-
tin. Zu einer Reise nach Moskau
kam es nie. Dem türkischen Präsi-
denten Recep Tayyip Erdogan

warf er schon bei einem Besuch
2014 in Ankara Verstöße gegen
Rechtsstaatlichkeit und Men-
schenrechte vor. Und über US-
Präsident Donald Trump sagte er
vor kurzem dem »Spiegel«: »Es
besorgt mich sehr.« Nun seien die
Deutschen umso mehr als Vertei-
diger westlicher Werte gefragt.

Deutschlands Rolle in der Welt:
Gaucks Rede vor der Münchner
Sicherheitskonferenz im Januar
2014 wird als seine wichtigste in
Erinnerung bleiben. »Dies ist ein
gutes Land, das beste, das wir
kennen«, betonte er damals, um
dann mehr Anstrengungen auch
in der Verteidigungspolitik zu for-
dern. Mehr Verantwortung zu
übernehmen, notfalls auch militä-
risch. Das Thema ist drei Jahre
später aktueller denn je.

Ihm zu Ehren gibt es heute (19 Uhr) einen Großen Zapfenstreich:
Bundespräsident Joachim Gauck hat sich für das Musikprogramm
das Luther-Lied »Ein feste Burg ist unser Gott« gewünscht und den
DDR-Hit »Über sieben Brücken musst du gehen«.  Foto: dpa


